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Am Bundesrathstiſche Dr v Bötticher u a
Der ſchleunige Antrag der Abgg Auer und Gen auf Ein

ſtellung eines gegen den Abg Molkenbuhr beim Amtsgericht zu
Hamburg ſchwebenden Straſverfahrens für die Dauer der gegen
wärtigen Reichstagsſeſſion wird ohne Debatte angenommen

Demnächſt tritt das Haus in die zweite r der Novelle
Pun gefwerbe und Wirthſchaftsgenoſſenſchafts
geſetze

ierzu beantragt Weg Metzuer Neuſtadt Ctr zu S 1 des
bisherigen Geſetzes die Beſtimmung zuzufügen

Branntwein und ſonſtige Spirituoſen die dem Genuſſe
dienen gehören nicht zu den Lebens und Wirthſchaftsbedürf
niſſen und dürfen von Konſumvereinen nicht geführt werden

Abg Metzuer Nenſtadt Etr Selbſt Anhänger von Kon
ſumvereinen halten den Schnapsverkauf du dieſelben für eine
Perſifflage auf das n n s iſt jedenfalls un
moraliſch wenn die ſogenannten beſſeren Stände den Gewinn
aus dieſem Schnapsverkauf als Dividende aus den Taſchen der
Arbeiter ziehen Fraglich iſt es überhaupt wem denn bei einem
Konſumverein die Konzeſſion zum von Schnaps ertheilt
wird da eine rich erſon nicht vorhanden iſt Jch bitte
um Annahme meines Antrages

Abg Wurm Soz Da Ste den Konſumvereinen nicht gänz
lich den Boden untergraben können ſo verſuchen Sie es mit
mannigfachen kleinen Mitteln ihnen zu ſchaden Wir ſind gewiß
keine Anhänger von Schnapskonſumvereinen aber die Konſum
vereine an ſich ſind eine der lobenswertheſten Einrichtungen der
Zeit Leider ſucht jetzt auch die Regierung im Verein mit dem
Centrum und der Rechten das Genoſſenſchaftsweſen zu unter
drücken Wir müſſen uns gegen den Antrag Metzner wenden
da er nichts weiter zur Folge hätte als einen unlauteren Wett
bewerb eine Bevorzugung des Privatunternehmers vor den
Konſumvereinen Denn eine Verminderung des Schnapskon
ſums würde doch nicht eintreten Gegen Ausſchreitungen wehren
ſich die Genoſſenſchaften ſelbſt einen mäßigen Schnapsverkauf
kann man ebenſowenig dieſen wie den Privatunternehmern un
terſagen Beifall bei den Sozialdemokraten

Staatsſekretär Dr von Bötticher Es würde mir intereſſant
ſein vom Vorredner zu erfahren worauf er ſeine Meinung die
Regierung ſtände den Konſumvereinen feindlich gegenüber ſtützen
will Jch halte dieſe Meinung für einen ſtarken und unbegründeten
Vorwurf Die Regierung hat natürlich die S Mißſtänden
auch auf dieſem Gebiete entgeg nzutreten Gleichwohl kann ich
den Antrag Metzner nicht Jhrer Annahme empfehlen Vor allem
ſcheint mir es doch eine etwas kühne Behauptung wenn es im
Antrag heißt der Branntwein gehöre nicht zu den Lebensbedürf
niſſen Zuſtimmung links Es giebt zweifellos Kreiſe zu deren
Lebensbedürfniſſen der Schnaps wohl gehört Zuſtimmung Der
Antragſteller war übrigens zweifelhaft ob einem Konſumvereine
eine Konzeſſion mit allen geſetzlichen Folgen ertheilt werden
könnte Dieſer Zweifel dürfte insbeſondere in dem Augenblicke
hinfällig werden wo der Artikel III der neuen Gewerbenovelle
Geſetz würde Alsdann würde eine vollſtändige Gleichſtellung
des Gewerbebetriebes der Privaten mit den Konſumvereinen her
geſtellt Meine Bitte geht alſo auf Ablehnung des Antrags

Abg Dr Schueider Fr Vgg Die Stellung des Antrag
ſtellers zu den Konſumvereinen erklärt genügend ſeinen Antrag
Es liegt zur Annahme deſſelben jedoch kein Grund vor Denn
die Behörden nehmen gegen die Ausſchreitungen der Privaten
wie auch der Konſumvereine genügend energiſche Stellung und
ſie werden das nach der neuen Gewerbeordnung in noch ſchärferer
Weiſe thun Es liegt alſo kein Grund vor den Konſumvereinen
beſonders zu Leibe zu gehen

Abg Dr Oſaun ul Meine Freunde werden dem r
Metzuer nicht zuſtimmen Derſelbe ſchießt weit über das Zkel
hinaus Es giebt wohl Konſumvereine die vorzugsweiſe
Schn apskonſumvereine ſind aber man kann darum nicht
ſchlechthin den Konſumbereinen überhaupt den Verkauf von
Schnaps verbieten

Abg Frhr v Stumm Rp Auch ich bitte Sie den Antrag
abzulehnen Es iſt in der rer allſeitig anerkannt worden
daß dieſe Novelle nicht den Zweck hat gegen die Konſumvereine
als ſolche vorzugehen Es iſt zudem eine Uebertreibung daß der
Schnapsgenuß auf alle Fälle ſchädlich oder unmoraltiſch ſei
Unter gewiſſen Umſtänden iſt er ſogar erforderlich

Der Antrag wird darauf mit großer Mehrheit abgelehnt
Art 1 der Novelle enthält die Veränderungen welche das Geſetz

erfahren ſoll und zwar ſoll zunächſt in S 8 Abſatz 4 das Verbot
des Verkaufs an Nichtmitglieder r erhalten werden aber
mit der Beſchränkung daß landw rtbſchaftliche Konſumvereine
die ohne Haltung eines offenen Ladens die Vermittelung des Be
zugs ausſchließlich für den landwirthſchaftlichen Betrieb be

rm n Waaren beſorgen von dieſem Verbot ausgenommen
ein ſollen
Das bisherige Genoſſenſchaftsgeſetz enthielt zwar ſchon dieſes

Verbot jedoch ohne Strafandrohung Dieſem Mangel ſoll nun
nehr durch den 8 145a der eine Geldſtrafe bis zu 150 M zu
verhängen geſtattet abgeholfen werden

Hierzu beantragt
Abg Dr Schneider fr Vg die Beſtimmung des 8 8 Abſatz 4
überhaupt eAbg Augſt r Vp befürwortet den Antrag Schneider
Die Vorlage hindere das Genoſſenſchaftsweſen in ſeiner Ent
wickelung und fuße auf einer nicht genügenden Kenntuiß ſeiner
Bedentung Was für die hier bevorzugten landwirthſchaftlichen
Vereine g gilt für alle ü er ebenſo

Abg urm Soz Meine ſrugereg Vorwürfe gegen
die Regierung begründe ich eben mit ihrer früheren und
jetzigen Stellung zu den Konſumvereinen Als ſeiner Zeit
der Antrag Kuhlemann in jener berühmten Abend
ſitzung durchgedrückt wurde der das Verbot des Ver
kaufs an Nichtmitglieder enthielt erklärte die Regierung
eine e ererhß im Anfang an dieſes Verbot wäre ihr
nicht genehm Jetzt bringt ſie die Strafbeſtimmungen auf dem
Präſentirteller ſelbſt Das iſt ein Umſchwung und daher
mein Vorwurf daß ſie jetzt eine feindſelige Stellung gegen die
Konſumvereine einnehme Durch ſolche Strafvorſchriften wird

n das Lockſpitzelthum großgezo en denn es wird für den
Verkäufer oft unmöglich ſein zu kontrolliren ob der Käufer
Mitglied des Vereins ſei Und dann kommen eben die Denuntia
tionen d bitte Sie für eine vollſtändige Bewegungsfreiheit
aller Konſumvereine einzutreten

Abg v Podbielski konſ Meine Partel iſt ſtets für die
Bewegungsfreiheit der Konſumvereine eingetreten Es iſt aber
n daß das Geſetz von 1889 große net insbeſondere

zu nannte des Mittelſtandes herbeigeführt hat Dieſe gilt
es durch die vorliegende Novelle zu beſeitigen Dem Abg Augſt
erwidere ich daß die landwirthſchaftlichen Konſumvereine wohl
eine exceptionelle Stellung erheiſchen da ſie vorzugsweiſe Roh
ſtoffvereine ſind

d Dr Schneider Fr Vg Jch muß dem Vorredner in
der e etgen als hätten ſich durch das Geſetz
von 1889 große Mißſtände entwickelt Mit demſelben Rechte
hätte man ſchon 1889 mit einer der heutigen entſprechenden Vor
lage kommen können Man ſpricht immer von Privilegien dieſer
Vereine Davon kann gegenüber ihrer hohen ſozialpolitiſchen
Bedeutung keine Rede ſein

Staatsſekretär Dr v VBötticher Es iſt richtig daß 1889
nicht von der Regierung in Ausſicht genommen war den Ver

1 Beiblatt zu Nr 184 der Saale Zeitung
trieb von Waaren an Wehtmitgltede zu verbielen ich welſe
übrigens darauf hin daß der Regierung von der Rechten und
dem Centrum ſogar vorgeworfen wird liberal gegen die
Konſumdereine zu ſein Obol Unks Alſo jenes Verbot war
vom Reichstag eingeführt worden Derſelbe hat jedoch dieKonſequenz vleſes chrittes nicht gezogen vielmehr es an einer

Strafbeſtimmung fehlen laſſen Zahlreich waren aber ſeither die
Verſuche dieſe lex imperſfecta zu einer perfecta auszugeſtalten
1889 waren nun aber die Konſumvereine nicht ſo ausgedehnt auch
wußte man noch nicht ob ſich die für die Durchführung der
Geltung ſolcher Strafen nöthigen Kontrollen finden ließen Jetzt
liegen Erfahrungen vor Speziell in ar haben die
Bezirksämter jene Vereine durch Androhung von Strafen zur
Beoba ung des Verbots angehalten So fordert jetzt ſchon die
Rechtseinheit wenn man nicht das ganze Verbot ſtreichen will
die Einführung einer allgemeinen Strafbeſtimmung anzunehmen
Schlietzlich bemerke ich daß wenn die Konſumvereine anfangen
Handel zu treiben ſie überhaupt aufhören Konſumvereine zu
ſein und Handelsgeſellſchaften zu werden beginnen die auf dieStellung der Konſumvereine keinen Anſoruch haben Alſo auch

ſchon daraus ſich die a Novelle
Abg Klemm Dresden Antiſ tritt für die Annahme der

Strafbeſtimmungen ein Die Verhältniſſe hätten ſich ſeit 1889
ſehr geändert es würde jetzt 4 rer h

Abg Dr Oſann natl Der ſchroffe Standpunkt des Abg
Schneider wird durchaus nicht von allen Vertretern der Ge
noſſenſchaften getheilt Daß die Konſumvereine durch den Zu
ſammenſchluß von Kleinkapitaliſten heute eine große Macht gegen
über den Gewerbetreibenden gewonnen haben die ſich 1889 nichtvorausſehen ließ iſt doch micht zu beſtreiten Auf Grund dieſer
Entwickelung haben ſich aber in der That große Mißſtände ent
wickelt Darum iſt die Ablehnung des ntrags Schneider er
forderlich und die Annahme der Novelle geboten

Der Antrag Schneider wird darauf abgelehnt die
Kommiſſionsfaſſung angenommen

s 11 des beſtehenden Geſetzes handelt von den Erforderniſſen
bek der Eintragung der Konſumvereine Die Kommiſſion be
antragt erzu die neue Beſtimmung daß von der Sptragppa
in die Liſte das Gericht jedem Mitgliede des betr Vereins Mit
theilung zu machen habe

Geheimrath Vierhaus bittet um Ablehnung dieſes Zuſatzes
da derſelbe das Schreibwerk bei den Gerichten ins Ungemeſſene
vermehren würde auch er vrafnſe Bedeutung hätte

Abg Frhr v Stumm Rp ſpricht ſich ebenfalls gegen den
Beſchluß der Kommiſſion aus

Derſelbe wird darauf abgelehnt Die Nummern der
derr 20 6 8 894a und 7 114 werden in der Debatte

ereinigt
Jn 8 20 normirt das beſtehende Geſetz deß das Statut für

eine beſtimmte Zeit aber für höchſtens 10 Jahre beſtimmen
kann daß der Gewinn nicht vertheilt ſondern dem Reſervefonds
zugeſchrieben werden muß Die Kommiſſion beantragt von der
Zeitbeſchränkung abzuſehen 8 89a hat die Kommiſſion neu
hinzugefügt Danach fällt bei der Auflöſung der Genoſſenſchaft
das verbleibende unvertheilbare Reinvermögen in Ermangelung
anderer ſtatutariſcher Beſtimmungen an die Gemeinde zu wohl
ihätigen Zwecken in der die Genoſſenſchaft ihren Sitz hatte
Nr 7 hebt den 8 114 des beſtehenden Geſetzes auf als Konſe
quenz des nur zu 8 20Abg Dr Schneider fr Vg ſpricht ſich gegen die Einſchal
tungen der Kommiſſion aus

Abg Dr Oſann nl hält derartige ſtatutariſche dauernde
Feſtlegungen von Vereinsvermögen wie ſie hier vorgeſehen
würden für bedenklich

Nach kurzen Bemerkungen der Abgg v Werdeck Frhr
v Stumm Rp und Dr Pichler Centr werden die Kom
miſſionsbeſchlüſſe angenommen

8 30a ſetzt feſt zu dem Zwecke daß nicht nur das wiſſentliche
Abgeben von Wagren an Nichtmitglieder mit Strafe bedroht
wird ſondern auch jedem fahrläſſigen Verhalten in dieſer Be
ziehung entgegengelreten werde daß die Vorſtände der Konſum
vereine zur Durchführung des Verbots in 8 8 Abſ 4 die ge
eigneten Anweiſungen darüber zu erlaſſen haben wie ſich die
Vereinsmitglieder auszuweiſen haben Abſchriften dieſer An
weiſungen ſind der höheren Verwaltungsbehörde in deren Bezirk
die Genoſſenſchaft llegt unverzüglich einzureichen

Abg Dr Schneider frſ Vp beantragt ſtatt der höheren
Verwaltungsbebörde zu ſetzen dem Gerichte
Derſelbe begründet alsdann ſeinen Ankrag damit daß die

Konſumvereine keinesfalls unter die Vormundſchaft der Ver
waltungsbehörde geſtellt werden dürften

Geh Rath Gruner verwahrt die Regierung dagegen als ob
Acht evormundnng durch die Verwaltungsbehörde be
abſichtigt ſei

Darauf werden die Kommiſſionsbeſchlüſſe unter Ab
lehnung des Antrags Schneider angenommen

Die Kommiſſion will ferner einen neuen S 30b einfügen nach
dem von Konſumvereinen Marken oder ſonſtige nicht auf den
Namen lautende Anweiſungen oder Werthzeichen die ſtatt baaren
Geldes die Miiglieder zum Waarenbezug berechtigen ſollen nicht
e r werden dürfen

Dieſe Einfügung wird genehmigt
Die weitere Berathung wird vertagt
Die nächſte Sitzung beraumt der Präſident auf Montag

1 Uhr an mit der Tagesordnung Jnterpellation des
Centrums betr das Duell Jnterpellation Man
teuffel betr die Einführung des Achtſtundentages in
den Bäckereien

Abg Dr Barth Fr Vag beantragt den freiſinnigen Antrag
betr das Duell mit der Jnterpellation des Centrums zuſammen
zu berathen

Dieſem Vorſchlage wird von den Abgg v Maſſolv und
Frhr v Stumm Rp mit dem S s darauf widerſprochen
daß Jnitiativanträge nur in der geſchäftsordnungsmäßigen Reihen
folge berathen werden könnten

Abg Singer Soz unterſtützt den Antrag Barth
Abg Spahn Ctr wäre im Prinzip bereit aus ſachlichen

Gründen dem Antrag Barth beizutreten dies könnte er aber
nicht weil unter Anrufung der Geſchäftsordnung Widerſpruch
erhoben ſei Ebenſo ſpricht ſich Abg Dr Bachem Ctr aus

Abg Dr Friedbers nl macht darauf aufmerkſam daß falls
etwa der Reichskanzler am Montag die Jnterpellation nicht be
antworten könnte oder wollte bei Annahme des Antrages Barth
wohl der Duellantrag des letzteren nicht aber die Interpellation
berathen werden würde

Abg Dr Barth Jn dieſem Falle würden wir unſeren An
trag einſtweilen rAbg Frhr v Hoden erg Welfe beantragt am Montag zu
nächſt den Reſt der heutigen Tagesordnung zu berathen alſo auch
die und dann erſt die vom Präſidenten vor
geſchlagenen Gegenſtände Helterkeit

Darauf wird der Antrag Barth gegen die Freiſinnigen und
Sozialdemokraten abgelehnt der Antrag Hodenberg aber an
genommen Große Heiterkeit

Auf der Tagesordnüne ſteht alſo die Fortſetzung der Berathung
der Genoſſenſchaftsnovelle Wahlprüfungen Duellinterpellation

nierpellation betr die Einführung des Achtſtundentages in den
äckereten

Schluß 5 Uhr 45 Min
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Am Miniſtertiſche Dr Miquel Dr Boſſe u aDas Haus ſetzt die Berathu des 8 des Lehrer

beſoldüngsgeſetzes fort w vo taatszu daſten r nen 2 Se Schul
Hierzu liegen vor die ſchon erwähnten Anträge GrotStaatszuſchuß für 25 Stellen und die Hälfte et darü z
inaus gehenden Zahl mit Amendement Bänſch
chmidt Zuſchuß für 25 Stellen und die kelte der über

145 hinausgehenden und Antrag Gothein beiS Zreindun en Fortzahlung der bisher gezahlten Zu e an die
nkommunaliſirende Gemeinde für die inkommunaliſirte
Außerdem iſt ein neuer Antrag Sattler eingegangen

folgende Beſtimmung zu treffen
Sind die einer politiſchen Gemeinde zuſtehenden Bezüge für

das Jahr 1897/98 nach dieſem e geringer als der ihr
oder den betheiligten Schulverbänden im Jahre 1896/97 auf
Grund der Geſetze vom 14 Juni 1888 und 81 März 1889u Staatsbeitrag ſo wird dieſer letztere als feſter jührücher

taatszuſchuß an dieſelbe weiter gezahlt
Abg Richter freiſ Volksp ſucht dem Miniſter Migquel that

ſächliche u in ſeiner Auffaſſung des ch von 1888
nachzuweiſen und bemerkt dabei daß der Unterſchied in der 858
der Schüler die auf eine Klaſſe kommen in Stadt und
ar nicht ſo ſehr re ſei Der Miniſter meinte dann wenn die
tädte ſo freigebig ſeien daß ſie ihre Lehrer höher beſoldeten

als es nöthig ſei da könne der Staat doch nicht dazu herangezogen werden ſo mache er doch darauf aufmerkſam daß in
hen Städten die Lebenshaltung nothwendig eine viel theurere

ei man bezahle hier für einen Stall mehr ethe als auf dem
Lande eine ganze Lehrerwohnung koſte Der Miniſter mache
ſich die Bekämpfung der Gegner des s 25 ſehr leicht indem
er denſelben einfach Anſichten zuſchreibe die dieſelben gar nicht
hätten und dieſe dann bekämpfe So habe er ihnen die Anſicht
untergeſchoben als wenn ſie verlangten daß die Staatszuſchüſſe
für Schulgemeinden nach dem Ertrag der Einkommenſteuer be
meſſen werden ſollten Das hätten ſie niemals behanptet Auch
ſie glaubten daß nach dem Bedürfnißfalle eine ſolche Dotirung
erfolgen müſſe Die Landgemeinden hätten früher außerdem die
Zuſchüſſe aus der lex Huene ſehr gut zu Schulzwecken verwenden
können anſtatt davon Luxusausgaben zu beſtreiten wie z B
Skatchauſſeen um den Einwohnern das Zuſammenkommen zum
Skatſpielen zu erleichtern Heiterkeit Vor allem müßten ſie
ſich gegen die Fiktion verwahren als ob bei der fünfundzwanzigſten
Schulſtelle das Bedürfniß für einen Staatszuſchuß aufhöre Der
von der Kommiſſion eingeführte Fonds von Millionen ſei
noch eine Verſchlechterung des Entwurfes Das ſei nur ein
Bettelparagraph der es dem Finanzminiſter geſtatte je nach
ſeiner Anſicht von der Leiſtungsfähigkeit einer Gemeinde ſeinen
Gnadenſchatz auszugießen Miniſter Miquel betrachtet die Ver
hältniſſe der großen Städte ſcheinbar nach den Verhältniſſen der
ihm von früher her bekannten reichen Stadt Frankfurt a M
Beſonders die induſtriellen Städte würden durch das Geſetz ge
ſchädigt Nach diefem Geſetze bekämen außerdem die Land
gemeinden vom Staat mehr Zuſchuß als ſie an Vermögens und
Einkommenſteuer zuſammen alen Mit demſelben Rechte
könnte man auch die Staatszuſchüſſe für andere Zwecke beſchränken z B zum Penſionsgef Früher
beſonders zur Durchführung der Bismarck ſchen Zollpolitik Ver
ſprechungen gegeben nach denen die Schullaſten allgemein mit
Hilfe von Mehreinnahmen ermäßigt werden ſollten Davon
höre man jetzt nichts mehr ſondern thue das Gegentheil Das
Gerechtigkeitsgefühl des Fürſten Bismarck e auf das Schul
weſen ſtehe thurmhoch gegen den Finanzminiſter Miquel Bismarck
habe ſogar vorgehabt die ſämmtlichen Volksſchullaſten auf den Staat
zu übernehmen Miniſter Miquel ſei doch 1888 als Herrenhans
mitglied ein geradezu begeiſterter Anhänger des damaligen Ge
ſetzes geweſen das er in ſeiner damaligen ſchönen Rede ein heil
ſames genannt habe Und jetzt wolle er es umwerfen Miniſter
Miquel habe allerdings auch das Zedlitz ſche Schulgeſetz mit
unterſchrieben über deſſen Heilſamkeit er ſpäter anderer Anſicht
geworden ſei Das vorgeſchlagene Geſetz widerſpreche der
communis opinio die man bis jetzt auch im Abgeordnetenhauſe
darüber gehabt habe wie man ein Lehrerbefoldungsgefetz ein
richten ſolle Der Gedanke des jetzt vorgeſchlagenen Geſetzes
müſſe der allerjüngſten Zeit entſtammen der Zeit nach der
Steuerreform Miniſter Miquel ſagte geſtern das Leder der
Städte aus dem man angeblich Riemen ſchneiden wolle ſtamme
doch vom Staate her Dieſer Vergleich mit dem heiligen Quirinus
ſei falſch Zurufe aus dem Centrum Crispinus Nun dem
Crispinus mit den Heiligen bin ich nicht ſo dewandert wie Sie
Geiterkeit Redner führt dann weiter aus daß die Ueder
weiſung der Realſteuern an die Städte auf die geſtern Miniſter
Miquel verwieſen habe den Städten keine beſonderen Vortheile
gebracht hätte Die Städte bezahlten für dieſe Ueberwelfungen
ein weit größeres Mehr an Staatsſteuern als das platte Land
ſo daß letzterem die Steuerreform in weilt höherem Maße zu
aute gekommen ſei Noch niemals ſei eine Vorlage mit ſo ge
ringem thatſächlichen Material begründet worden wie dies
Geſetz Den Gutsbezirken ſei durch die Ueberweiſung der Real
ſteuern im rn ſogar das Dreifache von dem überwieſen
worden was ſie an Schullaſten zu leiſten hätten in der Provinz
Sachſen mache das für die Gutsbezirke ſogar das Siebenfache
aus Die Landgemeinden und beſonders die Gutsbezirke würden
überhaupt durch die ganze neuere Geſetzgebung bevorzugt vor
den Städten

Der Miniſter Miquel habe in ſeiner Beurtheilung der Leiſtungs
fähigkeit der Gemeinden nur die Einkommenſteuer als Maßſtab
enommen Dadurch bekomme er ein ganz ſchiefes Refultat

Auch die Ergänzungsſteuer müßte doch wenigſtens dabei berück
ſichtigt werden ie Städte hatten doch naturgemäß durch das
enge Zuſammenwohnen von Menſchen eine Menge von Aus

en z B für ſanitäre Zwecke die man auf dem Lande n
r Vrie e Beurtheilung der Leiſtungsfählg

och auch in Betracht ziehen
Was nun die ntrge anlange ſo habe der nationalliberale

Antrag nebſt dem frelkonſervativen das Gute wenigſtens die
Sache geſetzlich zu ordnen und nicht die Städte von der Mild
thätigkeit des Miniſters abhängig zu machen Der neue Antrag

attler verlange von der Reg rig noch etwas weniger als die
erſt erwähnten Anträge Wenn Miniſter Miquel wiſſe woher
er das Geld nehme welches die Vorlage erfordere dann werde
er auch wohl wiſſen wober er noch mehr nehmen könne
Güte um die berechtigten Wünſche zu befriedigen Miniſter

iquel ſollte doch einmal ſagen h Ueberſchüſſe er anß
dem letzten Jahre erzielt habe Heiterkeit da ſei doch Staats
ſekretär v Poſadowsty ein ganz anderer Mann Heiterteit der

ebe ſolche Sachen an Miniſter Miquel brauche ja micht dieſeUeberſchiſſe dann auch abzugeben Heiterkeit Aber wenn er
dieſe Ueberſchüſſe angebe ſo werde ihm die ganze Parade ſeiner

nanzpolitiſchen Aufſtellungen durchhauen Durch Konvertiru
e ſeiner Anſicht nach nothwendig ſeien würden außerdem n

weitere Mittel erlangt werden können tzt ſei der Mom
gekommen wo der Miniſter nicht nur als Steuerminiſter ſondern
auch als Finanzminiſter ſich zeigen könne indem er einen Finanz
plan auſſtellte aber nicht wieder einen Automaten wie er wieder
vorzuhaben ſcheine as Geſetz könne nur zu einer Ber

habe man doch

ſchlechterung des Volksſchulweſens führen und zur Staatsſchule
Jm übrigeMiniſter Dr Miquel Das iſt ein Jrrthum
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der Vorredner eigentlich geſprochen über altes und ſonſt nochdi was mit dem Geſetze gar nicht in e ſteht
Abg v Eynern Das gehörte alles hierher Jch will nichtauf alles ehigeben Lachen bei den Nalionalliberglen und Frei

ſinnigen Herr Pichiep hat doch auch nur von dem Bedürſniß
falle geſprochen und dafür einen Zuſchuß gefordert Alſo ouch
er P eigentlich einen Gegenſatz 8 tadt und Land nicht
konſtruirt Man könnte auch höchſtens von einem Gegenſaßze
zwiſchen Land und kleinen Städten und anf der anderen Seite
der großen Städte ſprechen Um die Leiſtungsfähigkeit beurtheilen
5 können haben wir augenblicklich nun einmal keine anderen

ittel als die Einkommenſteuer Nun kommen aber auf dem
Londe auf eine Mark Einkommenſteuer 1,70 M und in den
Städten nur 0,70 M Schullgſten Hört hört rechls ſo daß
e das Zuſchußbedürſniß anf dem Vonde ein viel größeres iſt

an kann doch nicht die Städte auf Koſten des Landes bevor
zugen wie nach Erfüllung der hier geäußerten Wünſche geſchehen
würde Man hebt immer hervor die Städte brächten hier dem
Staate viel mehr ein als das Land Nein die Städte bringen
nicht die hohen Stenerbeträge ſondern die reichen Lente die in

ten wohnen Lachen und Heiterkeit Dem Staate iſt es
chgiltig ob die reichen Leute in den Städten oder auf dem

Lande wohnen Man kann aber daraus nun keinen Grund zu
Gunſten der Städte herleiten Jn dem Volksſchulgeſetz von 1892
verfolgte man auch die Tendenz die kleinen Gemeinden beſſer zu
ſtellen Es iſt alſo in dieſem Geſetze keine neue Tendenz aus
geſprochen den Finalabſchluß des letzten Jahres werde ich nach
alter preußiſcher Tradition nicht angeben auch wenn ich es jetzt
ſchon könnte Der Ueberſchuß iſt allerdings das kann ich zu
geben in dieſem Jahre weit reichlicher als es bei Aufſtellung
des Etats angenommen wurde Bewegung Aber auch die
Ansgaben werden immer höher Herr Richter hat auch ſchon
ſräher zu Maßnahmen aufgefordert die wenn wir ſie vor
genommen hätten uns ins große finanzielle Schwierigkeiten ge
bracht hälten Jch erinnere nur an ſeinen früheren
Vorſchlag die Gewerbeſteuer ganz abzuſchaffen Jch kann
nur rathen mit der Einführung dauernder ANnsgaben
ſehr vorſichtig zu ſein Da es ein großer Fehler iſt auf ſchwanken
den Einnahmen immer mehr dauernde Ausgaben zu baſiren
Wir könnten dadurch in ſpäteren ſchlechteren Jahren in ſehr
ſchlimme Verhältniſſe kommen Auch das laufende Etatsjahr
wird meiner Anſicht nach wohl Ueberſchüſſe ergeben Aber das
ſind alles nur ſchwankende Verhältniſſe Sie müſſen unſere
Finanzverhältniſſe planmäßig dauernd geſtalten Herr Richter
ſpricht immer von meinen Automaten Nein ich will nur ſeſte
gefetzliche Grundlagen nicht nur für unſere Finanzwirthſchaſt
ſondern auch für das Verhältniß der Einzelſtagaten zum Reich
Davon iſt die dauernde Geſundung unſerer Finanzen abhängig
Was die Anträge anlangt ſo werde ich noch kein Urtheil darüber
abgeben bis die Antragſteller geſprochen haben Der Antrag
Sattler iſt allerdings klar Er will den Städten das welter ge
währt wiſſen was ſie bisher erhalten haben Allerdings geht
dec über das hinans was auch die Regierungsvorlage ge
vollt hat

Miniſter Pr Voſſe Jch übernehme mit dem Finanzminiſter
zuſammen voll und ganz die Verantwortung fur s 25 Es
handelt ſich in demſelben nur um einen Akt ausgleichender Ge
rechtigkeit nach Ueberweiſung der Realſtenern an die Städte
Die Stadt Berlin könnte allein aus der überwieſenen Gebände
und Gewerbeſteuer die geſammten Schullaſten beſtreiten Die
Landgemeinden kommen dagegen mit den jetzt gewährten Staats
zuſchüſſen unmöglich aus Der von der Kommiſſion eingeführte
Fonds von 1 Millionen iſt ja in gewiſſem Sinne ein Dis
poſitionsfonds Aber es iſt eine irrige Anſicht wenn man meint
daß uns ſolche Dispoſitionsfonds die wir nach Belieben ver
wenden könnten beſonders angenehm ſeien Uns lieber
wenn die Verwendung ſolcher Fonds geſetzlich feſtgelegt würde
Es würde eine ſchwere Verantwortung ſein wenn Sie jetzt an
dieſem einen Paragraphen das ganze Geſetz ſcheitern laſſen
wollten Nehmen Sie s 25 in der Kommiſſionsfaſſung an

Abg Fuhr v Zedlitz frk bemerkt es ſei ganz unmöglich
die bisherigen Staatsdotgtionen auch nach dieſem Geſetze bei
zubehalten Das ginge ſchon aus finanzliellen Gründen nicht
und würde den Etat bedeutend verſchlechtern in einem Augen
blicke wo ohnehin eine Menge neuer Ausgaben geleiſtet werden
follten im ganzen etwa 31 Millionen und zwar 5 Millionen
infolge der bevorſtehenden Einführung der Berufung gegen
Strafkammerurtheile 6 Millionen mehr für Schnuldenverzinſung
und 20 Millionen für Beamtenauſbeſſerung Man berufe ſich
n Gunſten der großen Städte immer auf das neue Einkommen
tenergeſetz das den Städten große Laſten auferlegt habe Das

Einkommenſtenergeſetz ſei aber doch nur ein Akt anusgleichender
Gerechtigkeit geweſen und könne alſo nicht ins Feld geführt

roviſorinm ſein bis zum Erlaß eines allgemeinen S blgee
er von der Kommiſſion genehmigte Fonds von I Millionen

wird genügen um alle etwaigen Härlen zu mildern Meiner

gebanſcht Widerſpruch Für den 8 104 haben die Könſervativen
ebenſo gut geſtimmt wie wir und zwar ohne daß irgend eine
Abmachung zwiſchen ihnen und uns ſtattgefunden hat wie Ab
Sattler zu meinen ſcheint Gegen eine ſolche Jnſinnation m
ich proteſtiren Beifall im Centrum Alſo das Centrum mit
an wenigen Ausnahmen wird ſür die Kommiſſionsfaſſung

mwen
Abg Gotheiuj frf J bemerkt die Städte ſeien keines

wegs durch die Stenerreform beſſer geſtellt worden Jn Breslau
z ſei die Steuerlaſt dadurch um 36 Proz geſtiegen Wie
önne man da von ausgleichender Gerechtigkeit ſprechen Man

ſolle wer ſeinen Antrag annehmen
Abg Kirſch Eitr hat eine andere Auffaſſung über 8 25 als

Abg Dr Dittrich und erblickt in demſelben allerdings eine
Benachtheiligung der großen Städte

Ein Schlußantrag wird angenommen
Perſönl ch bemerkt
Abg Bachem Ctr daß Abg Sattler mit ſeiner Frage Wo

iſt Abg Bachem wohl habe andeuten wollen daß er die
Sitzungen ſchwänze Demgegenüber wolle er beionen daß ſo
wohl der auch apoſtrophirke Abg Lieber wie auch er ſelbſt
den Sitzungen immer beiwohnten wenn ſie nicht durch ganz
wichtige Angelegenheiten verhindert ſeien Er komme ſoeben aus
einer wichtigen Reichstagsſitzung und Abg Lieber müſſe auf dem
Provinziallandtage augenblicklich anweſend ſein

Darauf wird der Autrag Sattler in namentlicher Ab
ſtimmung mit 185 gegen 125 Stimmen abgelehnt

Dafür ſtimmen die Nationalliberalen geſchloſſen die
freiſinnigen Parteien vom Centrum die Abgg Bachem

uchs Kirſch Rintelen Spahn Grütering von den
Freikonſervativen die Abgg Baenſch Schmidtlein
Brauer Lucius Schlabitz Schreiber v Tiede
mann Labitſchin Brauer v Bülow v Chriſten von
den Polen die Abgg Dr Mizerski und v Wartenberg

Sodann wird der s 25 in der Faſſung der Kommiſſion
mit derſelben Mehrheit angenommen

Der Reſt des Geſetzes wird ebenfalls angenommen
Die Kommiſſion beantragt zum ganzen Geſetze zwei

Reſolutionen nämlich
1 die Regierung zu erſuchen im nächſten Etat Mittel ein

zuſtellen aus welchen Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen
Volksſchulen bei den im Auftrage der Schulauſſichtsbehörde
oder auf deren Verfügung ausgeführten Reiſen zu Kreis
konferenzen eine Vergütung aus der Staatskaſſe nach Maß

abe der vom Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem
inanzminiſter zu treffenden Beſtimmungen erhalten
2 die Regierungen zu erſuchen dem Landtage baldigſt einallgemeines auf Fritlicher und konfeſſioneller Grundlage be

rnhendes Volksſchulgeſetz vorzulegen
Zu Reſolution 2 beautragen Abg Arendt fk und Gen
folgenden Zuſatz

unter Abſtandnahme von den zur Erreichung dieſes Zieles
nicht erſorderlichen mit der Staatshoheit unvereinbaren Vor
ſchlägen des Entwurſs von 1892

Auf Vorſchlag des Präſidenten v Kölker wird die Be
S der zweiten Reſolution vorläufig aus
geſetzt

Die erſte Reſolution wird ohne Debatte an
genommen

Damit iſt die Tagesordnung erledigt
Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr Kreditvorlage

rSchluß Uhr

Vermiſchtes
Der Kaiſer als Hotelbeſitzer Wie aus der Rominter Haide

mitgetbeilt wird läßt der Kaiſer das ehemals Wellerſche Logir
haus das er in Theerbude käuflich erworben hat als ſolches
nicht eingehen ſondern beabſichtigt den Hotelbetrieb deſſelben
welter fortführen zu laſſen Der Kaiſer hat bereits einen Pächter
für das Hotel auf eine Reihe von Jahren verpflichtet und ſich
nur einen Theil der Räumlichkeiten zu beſtimmten Jahreszeiten
ehe Ffaener Benutzung gegen Gewährung einer Entſchädigung
geſichert

Ueber das Duell Kotze Schrader und die Vorgänge welche
zu demſelben führten äußert ſich der bekannte berliner Korre
ſpondent der Hamb Nachr Herr v Schrader iſt un

werden Außerdem werde der Mittelſtand in den größen Städlen verſöhnt geſtorben Sein Grab enträthſelt das Fragezeichen
durch das neue Einkommenſtenergeſetz noch beſſer geſtellt als nicht das über der unheilvollen Angelegenheit ſchwebt Nur ſo
früher Jn Berlin finde für denſelben ſogar eine Entiaſtung Viel iſt gewiß daß er zu den Schuldigen in der Affäre nicht ge
von 120 Proz ſtatt Es ſei offenbar ein Fehler daß der börte dafür aber der erſte war der den Verdacht der Thäter
Komwiſſionsbeſchluß keine Beſtimmung über die Vertheilung ſchaft bezüglich der anonymen Briefe auf Herrn v Kotze lenkte
des Fonds von 13 Millionen trifft Dieſem Mangel wollten an weiß daß dieſer Verdacht inſolge einer Reihe von Zufällig
die Anträge Groth und BänſchSchmidtlein abhelfen Letzterer keiten die ſpäterhin auch als ſolche erkannt worden ſind von
Antrag ſei aber aus finanziellen Gründen der beſſere vielen getheilt wurde Die hen ſpaltete ſich ſeiner

Abg Dr Sattler nl empfiehlt Annahme ſeines Antrags und Zeit in zwei Lager aber die größeren Sympathien gehörten vor
bemerkt er könne nach den vorhergegangenen Reden nichts erſt Herrn v Schrader Erſt im Laufe der ehrengerichtlichen
Neues mehr zu Gunſten der Städte ſagen Sein Antrag wolle Unterſuchung die gegen Kotze geführt wurde änderten ſich die
die Beraubung der großen Städte verhindern Redner zieht Auſichten Der Kaiſer den die höfiſche Kabale auf das Tleſſte
namens ſeiner politiſchen Freunde den Antrag Grothe zurück und erbittert und der die erklärliche Voreingenommenheit gegen Kotzelindert ſeinen Antrag dahin ab daß in denſelben ſtatt ſo wird getheilt hatte trat auf die Seite des letzteren Es erfolgten
der lettere geſagt wird ſo wird der Mehrertrag des letzteren verſchiedene Verſetzungen und unzweideutige Beweiſe aller
Er beantrage namentlich Abſtimmung damit auch einmal von höchſter Ungnade denen auch Baron Schrader nicht entging
dem Lande klar geſtellt wird wie namentlich das Centrum zu Aber eine ganze Anzahl hochgeſtellter Perſönlichkeiten hielt
der Beraubung der großen Städte ſich verhält Große UÜnruhe nach wie vor in treuer Freundſchaft zu Schrader und
Wo iſt Herr Bachem der doch ſonſt durch Aufſtellung von vor allem der Urheber der Jntrigue blieb noch immer
roßen Jnpaitätstabellen ſich hier bemerkbar macht Lachen im unentdeckt Ex wird es auch bleiben Er wird es

Wo iſt Abg Dr Lieber Dieſe Herren ſollen in guch bleiben ſelbſt wenn Fritz Friedmann der das Material
der namentlichen Abſtimmung feſtgelegt werden Bei der Be der unliebſamen Affäre allerdings ſo ziemlich beherrſchen
rathung über s 104 ſeien ſie doch zur Stelle geweſen Wie dürfte die angekündigte Bröſchüre in der That
komme man daznu ſämmtliche Landgemeinden für leiſtungsunfähig erſcheinen laſſen wollte Es iſt ein Faktum daß Friedmann von
zu behandeln Es gebe doch eine Menge ſolcher Gemeinden,einflußreichſter Seite veranlaßt worden iſt die beregte Ver
die die Schullaſten ſelbſt tragen könnten Man hätte mit einem öffentlichung zu unterlaſſen Daß Friedmann die Drohung mit
Beſoldungsgeſetz a ugleich ei der Broſchüre zu verſchiedenen Preſſionen benutzte iſt bei dembringen ileges er Brrr e Charakter dieſes Ehrenmannes nichts Erſtaunliches Es erſcheint
1,400,000 M über den Kommiſſionsbeſchl ingus ſogar nicht einmal ausgeſchloſſen daß ſie gegen das gegebeneund dieſe Summe könne doch bei r n z Verſprechen hin dennoch erſcheinen dürſte Aber auch ſie wird
niſſen recht gut aufgebracht werden Auch er empfehle eine über den eigentlich n kein Licht verbreiten notabene
Amahme der Konvertirung Man werde ſich einer ſolchen auf wenn Friedmann ſich lediglich an die in ſeinen Händen befinddie Dauer nicht mehr entziehen können du re a lichen Aktenſtücke hält Pohheen nur neuen Schmutz auf

Mittel zur Erfüllung wichliger Kulturaufgaben frei werden wirbeln Unter den zahlreichen Blumenſpenden die auf den
Gegen eine ſtärkere Heranziehung der Städte zu den Volks Sarg des Freiherrn v Schrader niedergelegt worden waren fiel
ſchnllaſten hätten ſie an ſich nichts Nur müßte das dann in eine einfache weiße Roſe um ſo mehr auf als man ſie zu Häupten
einer allgemeinen gerechten Form geſchehen Die Entwickelung des Todten an einem der ſilbernen Sarggriffe befeſtigt und an
des Schulweſens in den Städten wird durch das Geſetz gefährdet hatte darauf Obacht ar geben daß ſie mit in die GruftDie ſchlechte Behandlung der Städte könnte zu 34 Anſicht geſenkt werde Die einen wollten wiſſen die Roſe ſei der letzie

führen daß dieſelbe ein usſut des Neides ſei er wolle das Liebesgruß der hinterbliebenen Wittwe an den todten Gatten
nicht behaupten aber in den Städten ſelbſt verbreite ſich dieſe andere ſie ſtamme von der Kaiſerin Friedrich die Herrn von
Anſicht und errege natürlich große Erbiiterung Alle die denen Schrader ſtets beſonders gnädig geſtimmt geweſen war unddaran liege den Gegenſatz wen Stadt und Land nicht zu ver uoch andere behaupteten eine hohe fern von Berlin lebende
tiefen und wirklich Sesgieichende Gerechtigkeit zu üben müßten Dame habe die Roſe geſandt eine Dame die als erbitterte

ſeinem Antrage zuſtimmen Gegnerin Schrader s bekannt war und der ein unkontrollirbares
Abg Dr Dittrich Centr Der Geſetzentwurf knüpft an die on dit Zwiſchenträgerelen böſeſter Art nachſagte Der

Geſetzgebung von 1888 an Meine politiſchen Freunde haben Korreſpondent der die P eng und die Vorgänge in den Hof
damals gegen das Gefetz geſtimmt weil ſie glaubten daß der kreiſen kennt fügt noch hinzu Schrader ſtand in tiefer Ungnade
Staat wohl die Pflicht habe im wirklichen Bedürftigkeitsfalle beim Kaiſer der in ihm nicht den Urheber wohl aber den Auſ
eine Schulgemeinde zu unterſifitzen nicht aber das Recht darüber rührer und die Seele des ganzen häßlichen Hoſklatſches ſah
hinauszugehen Das hielten ſie für verfaſſungswidrig und Zur Affäre Friedmann meidet das V nachdem längere

ntrum

daxum unterſtützen wir das Geſetz das den Zuſtand der Ver Zeit keine Mittheilungen in die Oeffentlichkeit kamen daß die
faſſung möglichſt nahe bringt Dieſer Geſetzeniwurf wie er hier Akten welche zum Zwecke der eventuellen Hinzufügung neuer
vorliegt thut das und da wir außerdem in demſelben keine Un Argumente für die Auslieſernngsforderung näch Berlin geſandt

geht gegen die 7ä7 Städte erblicken werden wir für worden waren wieder in Paris eingetroffen ſind nachdem ſie in
er Geſetzentwurf ſoll ja auch nur ein Berlin einige Abänderungen erfahren haben welche im weſentenfelben ſümmen

Anſicht nach p man die Bedeutung des S 25 viel zu ſehr auf v

lichen auf eine ſchärſere Belonung der ſchon bekannten Motive
hinauslaufen

Veruntrennngen in der Niederſächſiſchen Bank Aus
ernſ meldet man vom 18 April Jn der heutigen

außerordentlichen Generalverſammlung der Niederſächſiſchen
Bank wurde der Bericht des Auſſichisrathes erſtattet Danach
hat der frühere Direktor Lindner rund 2,600,000 M verun
treut Es iſt feſtgeſtellt daß der Verluſt am Kaſſenbeſtand
236,000 M am Effektenkonto 540,000 am Lombardkonto
450,000 M und der Fehlbetrag an Depots 375,000 M be
trägt Auf ghlſche Konten kommt ein Verluſt von
über eine Million Mark Außerdem ſind auf unſichere
Konten 572,000 M abzuſchreiben Lindner der als
ehemaliger Direktor ſeit mindeſtens elf Jahren eine wüſte
und wilde Spekulation trieb hat Effekten der Nieder
ſächſiſchen Bank entwendet und dieſelben bei anderen Bankhäuſern
als Privatdepots zur er für ſeine Privatſpekulationen

So machte er mit dem Bankhauſe Jean Fränkel in
erlin ſeit 1885 für 75 Millionen Mark Geſchäfte davon allein

im Jahre 1895 für 27 Millionen Mark reine Differenzgeſchäfte
Lindner nahm niemals ein Stück effektiv ab er ſpielte fortgeſetzt
unſinnig und mit Verluſt Das Vertrauen welches der jetzt
Verhaſtete allſeitig genoß und die geſchickte Verſchleierung der
Defekte erleichterten es ihm ſeine Unterſchlagungen der Kontrolle
des Aufſichtsrathes zu entziehen Durch die fälſchliche Be
bauptung daß der Aufſichtsrath es ſo angeordnet habe wußte
er ſich beide Schlüſſel zu den Depots zu verſchaffen ohne daß
der Aufſichtsrath davon Kenntniß hatte

Ein geforderter Polizei Jnſpektor Aus Köln wird der
Volksztg unterm 17 d geſchrieben Wegen Herausforderung

zum Zweikampf mit tödtlichen Waffen hatten ſich vor der hieſigen
Strafkammer zu verantworten der Landwirth Richard Runk
wohnhaft zu Großguern und der stud jur Karl v Bracken aus
Düſſeldorf letzterer als Kartellträger Die Forderung war an
den hieſigen PolizeiJnſpektor Kautz gerichtet und wurde dadurch
veranlaßt daß der erſte Beſchuldigte an einem Sonntag
morgen an der Thür eines hieſigen Hauſes in
welchem eine Dirne wohnte anklopfte Der Polizei
Jnſpektor der des Weges kam rief dem Angeklagten
barſch zu Wenn Sie nicht dort wobnen ſcheeren Sie ſich
weg Es entſtand nun ein Wortwechſel in deſſen Verlauf
Runk erklärte er werde ſich mit dem PolizeiJnſpektor ſchlagen
Dieſer meinte es ſei eine handgreifliche Auseinanderſetzung be
abſichtigt und bot dem Angeklagten Ohrfeigen an Tags darauf
erhielt der Polizei Jnſpektor von dem zweiten Angeklagten
ſchriftlich im Namen des Runk eine Forderung auf Piſtolen bei
zehn Schritt Diſtanz und Kampf bis zur Abfuhr Der Beamte
erklärte ſich zum Widerruf bereit die Gegenpartei verlangte aber
Abbitte wozu der PolizeiJnſpektor ſich nicht verſtand und
ſeiner vorgeſetzten Behörde Anzeige von der Forderung machte
Das Gericht erkannte gegen Runk auf drei Monate gegen den
Kartellträger auf vierzehn Tage Feſtungshaft luch ein
charakteriſtiſcher Beitrag für die Geſinnung in der die Jugend
der ſogenannten guten Geſellſchaft heranwächſt

Die Selbſtmorde in Preußen 1894 Nach amtlichen Nach
richten iſt in Preußen 1894 für 6630 Perſonen darunter 5287
Männer und 1343 Frauen Selbſtmord als Todesurſache feſt
eſtellt worden Die Selbſtmordziffer auf 100,000 der lebenden
evölkerung berechnet ſchwankte ſeit dem Jahre 1869 bis 1894

zwiſchen 11 und 22 Die Jahre 1871 und 1873 zeigten ein
günſtiges die Jahre 1883 und 1886 ein ungünſtiges Verhältniß
Während der Folgezeit ſind der Selbſtmorde zwar weniger ge
worden in den Jahren 1891 bis 1894 hat jedoch wieder eine
Steigerung ſtattgefunden indem auf 100,000 Lebende je 21 Per
ſonen gewaltſam ihr Leben endeten Hierbei ſind die Männer
jetzt öfter betheiligt als früher denn es werden in den Jahren
1869 bis 1894 wechſelnd 18 bis 36 Selbſtmorde auf 100,000
Lebende der männlichen Bevölkerung nachgewieſen Jm Jahre
1888 ſinkt die Verhältnißzahl bis auf 30 ſteigt 1893 und 1894
aber wieder auf 34 Bei den Frauen ſtellt ſich die bezügliche
Zahl uur auf 4 bis 9 welche Höhe 1883 erreicht wurde von
1884 bis 1894 verharrt ſie anf 8
Eine große Falſchmünzerbande deren Mitglieder zum Theil
den beſten Kreiſen angehören iſt in Mailand von der Polizei
entdeckt worden ne Reihe von Perſonen wurde verhaftet
darunter der reiche hochangeſehene Fabrikbeſitzer Bianchini Auch
mehrere Damen ſind in die Affäre verwickelt

Zur Nanſen ſchen Expedition Die Ruſſiſche Telegraphen
Agentur erhält nachfolgendes Telegramm aus Jrkutsk Der
Gouverneur aus Jakutsk Skripizin theilte dem Gouverneur
von Jrkutsk Swetlizkiji zur Verö en mit daß der Ge
hilfe des Polizeichefs Kazantſew aus Uſtyansk vom 9 März
nachſtehenden Bericht erſtattet Die Einwohner von Uſtyansk
wiſſen nichts betreffs des Schickſals der Nanſen ſchen Expe
dition Die Eingeborenen welche ſich vom Mai bis zum No
vember v J auſ den Jnſeln Liakhow und Kotelny aufhieltenwoſelbſt auf Befehl des Barons Toll Vorräthe niedergelegt

wurden ſahen weder ein Schiff auf dem Meere noch auch
Spuren eines Schiffbruchs Kuchnarew ſei nicht befragt worden
da er wegen er Angelegenheiten nicht anweſend ſei
und die Entfernung mehr als 1000 Werſt von Uſtyanskbetrage
Perſonen welche Kuchnarew kennen verſichern er habe über

h eeehegatkon Nanſen s nach allen Mittheilungen der Blätter
geſchrieben

Dampferzuſammenſtoß Der engliſche Dampfer Kraigeard
der am 18 April nachmittags von Bremerhaven in See ging
kam abends 9 Uhr in der Nähe von Norderney bei dichtem
Nebel mit dem engliſchen Dampfer Siddons von Odeſſa mit
Getreide nach Hamburg beſtimmt in Kolliſion Der Dampfer
Siddons iſt geſunken Kapitän und Mannſchaft wurden vom

Dampfer Kraigeard aufgenommen Der letztere kehrte mit
Beſchädigung am Bug nach Bremerhaven zurück

Perſonalnachrichten Wie die Kreuzzeitung hört hat Prof
Dr v Treitſchke wegen der Ungunſt der Witterung und wegen
großer Schwäche die geplante emſer Reiſe vorläufig aufgeben
müſſen Jn New York iſt am 16 April der Zeichner und
Jlluſtrator Freiherr Konſtantin v Grimm geſtorben Baron
Grimm war 1845 in St Petersburg geboren ſtudirte in Berlin
und Leipzig und wurde Mitarbeiter des Daheim, 1873 des
Kladderadatſch, 1874 Hrn er in et illuſtrirtesWochenblatt Puck Vann ſiedelte er nach Paris über ung

1884 nach New York

Wanren und Produkienberlehte
Getretde

New PVork 18 Spril Hretegr Rother Winter weizen
795 Welzen April 757/6 Mai 73 Juli 728 September 727
M a ise April 37 Mai 36 Juli 379 Mehl 2,65 Getreicde
fracht 1

Ohicago 18 April Telegr Weizen April 65 /6 Mai 657/6
Mais April 297,

Nordhausen 18 April Weiren 15,30 16,75 Roggen 19,50
14,00 AI Gerste 13,50 15,00 Hafer 12,50 13,00

Hamburxz 17 April Weizen loco fest holstoinisoher
toco ueuer 154 166 Roggen loco fest hiesiger
meoklenburgisoher looo veuer 130 132 russischer loco fester loco
neuer 83 65 Hafer fest Oerste fest

830ttin 18 April Weizen fester loco geuor 154 156 per
April Mai 16,50 per Sept Okt 166,00 Roxgen loco fester
116 120 per April Mai 117,60 per Sept Okt 123,00 Pomm Ilaker loco

Wien 18 April Wollen per Fr 7,06 Gd 7,08 Br per Mai
Jum 7,083 Gd 7,10 Br per Herbst 7,20 Gd 7,22 Br Roggen ver
Frühj 6,72 fOd4 6,74 Br per Mai Funi 6,51 Gd 6,53 Br per Herbst
6,11 Gd 6,18 Br Hafer per Frühj 6,69 G4 6,71 Br per Mai Juni

57 Od 3,69 Br per Herbst 5,96 Gd 5,08 Br
Veat 18 April Worren loco behauptet por Frühj 6,70 Gd 6,72

r per Mai Juni 6,74 Gd 6,75 Br ver Herbat 6,93 Gd 6,95 Br
Rougen per Früh 6,45 Gcd 647 Br per Herbst 5,74 Gd 5,76 Br
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Hafer ver Frühj 6,32 fOd 6,34 Br per Herbet 5,54 Gd 5,56 Br
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